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Der Bundesvoranschlag 1973 
Der Aufsatz bespricht den Bundesvoranschlag 1973 an Hand der ökonomischen 
Gliederung der Bundesausgaben und -einnahmen, Die Einführung der Mehrwert­
steuer, die Lohn- und Einkommensteuerreform, der Zollabbau auf Grund des Ab­
kommens mit den Europäischen Gemeinschaften und der neue Finanzausgleich 
geben dem Voranschlag besondere Akzente, erschweren aber die Budgetanalyse, 

Der Bundesvoranschlag 1973 wird durch Steuerrefor­
men und Finanzausgleich geprägt 

Der Bundesvoranschlag 1973 sieht bei Gesamtaus­
gaben von 13907 Mrd. S (davon 13412 Mrd.. S in der 
ordent l ichen und 4 95 Mrd . S in der außerordent­
l ichen Gebarung) und Gesamteinnahmen von 127 91 
Mrd.. S einen formalen Gesamtgebarungsabgang von 
11 16 Mrd. S vor. Das in landwirksame Defizit {nach 
Ausschal tung der Schuldent i lgungen, der Trans­
akt ionen mit dem Ausland und der Rücklagengeba­
rung) beträgt 5 06 Mrd . S (Bundesvoranschlag 1972: 
186 Mrd. S), Wie in den letzten Jahren ist e in Kon­
junkturausgleich-Voranschlag mit Ausgaben von 429 
Mrd . S (1972: 2 7 7 Mrd.. S) vorgesehen, der jedoch 
voraussicht l ich nicht eingesetzt w i rd 

Obersicht 1 
Der Bundesvoranschlag 1973 

1972 1 973 ' ) Veränderung 
BVA BVA 

Mill. S % 
Ordentl iche Gebarung 

Ausgaben 118.803 1 3 4 1 2 2 + 1 5 319 + 12 9 
Einnahmen . 113.263 127.555 + 1 4 . 2 9 2 + 1 2 6 

A b g a n g 5.S40 6.567 + 1.027 + 1 8 5 

AuBerordentl iehe Gebarung 
Ausgaben . . . . . . 4 017 4 950 + 933 + 23 2 
Einnahmen 125 358 + 233 + 1 8 6 4 

Gesamtgebarungsabgang . . 
Gesamtausgabenrahmen 

9 432 
122 820 

11.159 
139.072 ' ) 

+ 1 727 

+ 1 6 , 2 5 2 

+ 18'3 
+ 13 2 

1 ) Ausgaben von 65 Mi l l S wurden noch zusätzlich in den Beratungen beschlossen 

Die Ausgaben steigen im Vergleich zum Bundesvor­
anschlag 1972 um 1 3 2 % , die Einnahmen um 1 2 8 % , 
Dieser Vergleich ist jedoch aus mehreren Gründen 
nur beschränkt aussagekräft ig 

a) Die voraussicht l iche Entwicklung der Einnahmen 
und Ausgaben wi rd 1972 vom Voranschlag erhebl ich 
abweichen. Wenn sich die Steuererträge im IV.. Quar­
tal 1972 annähernd gleich wie in den ersten neun 
Monaten entwickein, ist mit Steuermehreinnahmen 
von knapp 3 Mrd S (netto) zu rechnen, Der Famil ien­
lastenausgleich wi rd zusätzl ich etwa 0 9 Mrd, S br in­
gen und d ie übrigen Einnahmen (einschl ießl ich 

Rücklagenauflösung) werden vorauss icht l ich um 
1 Mrd.. S höher sein. Insgesamt kann mit Mehrein­
nahmen von knapp 5 Mrd, S gerechnet werden.. Die­
sen Mehreinnahmen stehen Mehrausgaben in etwa 
der g le ichen Höhe gegenüber,. Das Bruttodefizit 
dürf te damit 1972 das präl iminier te Ausmaß von 
9 4 Mrd, S erreichen.. In den Mehrausgaben s ind je­
doch auch zusätzl iche Schuldent i lgungen und Rück­
lagenzuführungen enthalten.. Das inlandwirksame 
Budgetdefizi t w i rd daher viel ger inger sein a ls das 
präl iminierte und mögl icherweise ganz beseit igt wer­
den können. Im Vergle ich zum vorauss icht l ichen Er­
folg 1972 l iegen d ie Ausgaben des Bundesvor­
anschlages 1973 um 9 % und die Einnahmen um 8% 
höher. 

b) Einführung der Mehrwertsteuer, Lohn- und Ein­
kommensteuerreform, Zol labbau auf Grund des Ab­
kommens mit den Europäischen Gemeinschaf ten und 
neuer Finanzausgleich haben die Grundbedingungen 
für d ie Budgeterstei lung im Verg le ich zum Vorjahr 
wesent l ich verändert. Das gle ichzei t ige Inkrafttreten 
dieser Maßnahmen vergrößert den Fehlerspieiraum 
der Einnahmenschätzungen und erschwert d i e Bud­
getanalyse. 

c) Im Budget wurden formale Änderungen vorge­
nommen. Um das Budgetvolumen 1973 mit jenem 
von 1972 genau vergle ichen zu können, müßten die 
bisher im Budget sowohl unter den Einnahmen als 
auch unter den Ausgaben verrechnete Umsatz- und 
Beförderungsteuer der Betr iebe und betr iebsähn­
l ichen Einr ichtungen ausgeschieden und d ie Pen­
sionsausgaben für die Landeslehrer netto verrechnet 
werden. Gesamteinnahmen und Gesamtausgaben 
des Budgets 1972 würden sich dadurch um etwas 
mehr als 700 Mill.. S reduzieren, und ihre Steige­
rungsraten 1972/73 lägen um etwas mehr als einen 
halben Prozentpunkt höher. 

d) Auf Grund Art.. XI des Einführungsgesetzes zur 
Mehrwertsteuer dürfen bis zu 10 Mrd . S Kreditauf­
nahmen zwecks Zwischenf inanzierung der Vorrats­
ent lastung in der ordent l ichen Gebarung als Einnah-
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men veranschlagt werden, (Normalerweise müssen 
Kredi taufnahmen in der Anlehensgebarung ver rech­
net we rden ) Von dieser Ermächt igung wurde im 
Bundesvoranschlag 1973 im Ausmaß von 8 9 Mrd, S 
Gebrauch gemacht. 

e) Es ist derzeit nur schwer zu beurtei len, w ie re­
str ikt iv das Budget vol lzogen werden wird, Die Sta­
bi l is ierungsmaßnahmen der Bundesregierung sehen 
Ausgabeneinsparungen, Ausgabenbindungen und Z u ­
rückhal tung bei der Rücklagenauflösung vor. 

Die fo lgende Detai ldarstel lung beruht mangels an­
derer Informationen hauptsächl ich auf dem Ver­
g le ich der Voranschläge 1973 und 1972. Die e in­
schränkenden Bemerkungen in den Punkten a) bis e) 
müssen bei der Interpretat ion berücksicht igt wer­
den. 

Steuerreformen verursachen EinnahmenausfaH von 
14 6 Mrd, S 

Infolge der Steuerreformen und wegen des Zo l l ­
abbaues werden die Steuereinnahmen um 14 6 Mrd. S 
niedr iger sein, als wenn Steuersystem und Steuer­
sätze unverändert gebl ieben wären Der Bundes­
haushalt w i rd davon mit etwa 104 Mrd.. S betroffen 
Der Großtei l der Mindereinnahmen (etwa zwei Drit­
tel) geht auf die Einführung der Mehrwertsteuer zu­
rück. Es handelt s ich um vorübergehende, nur in der 
Umstel lungsper iode wirksame Steuerausfälle,. 

Geht man von einem aufkommenneutralen Satz aus, 
müßte d ie Mehrwertsteuer 1973 etwa 3 9 7 Mrd S 
erbringen. Da der Fäl l igkeitstermin hinausgeschoben 
wurde (im Februar 1973 fäl l t kein Umsatzsteuerauf­
kommen an), noch aus dem Jahr 1972 stammende 
Export rückvergütungen verrechnet werden sowie 
einige kleine Posten d ie Einnahmen schmälern, 
wurde das Mehrwertsteueraufkommen nur mit 30 1 
Mrd.. S präl iminiert Die Ausfäl le aus der Lagerent­
lastung, d ie gesondert ausgewiesen s ind, werden im 
Budget mit 8 9 Mrd S angenommen, die Eingänge 
an Investit ionssteuer mit 8 0 Mrd S Insgesamt wer­
den d ie Ausfäl le aus der Einführung der Mehrwert­
steuer auf etwa 105 Mrd.. S geschätzt. Dieser Be­
trag ist e ine Obergrenze, wei l auf Grund der v ie len 
Unsicherhei tsfaktoren eine vorsicht ige Schätzung 
des Mehrwertsteueraufkommens ratsam sch ien. 

Die aus der Mehrwertsteuer result ierenden Steuer­
ausfäl le dürfen in ihren ökonomischen Auswi rkun­
gen nicht jenen einer Steuersenkung gleichgesetzt 
werden. Die Umstel lung im Fäl l igkeitstermin ändert 
die Steuerbelastung der Waren nicht. Durch die Vor­
ratsentlastung w i rd ein Teil des in den Lagern ge­
bundenen Kapitals erfotgsneutral in l iquide Mittel 
umgewandel t Die Ertragslage der Unternehmungen 
w i rd nur durch eine Ersparnis an Finanzierungs­

kosten und tei lweise durch d ie Nachzahlung der Ex­
port rückvergütungen verbessert, die erst 1973 a ls 
Erlös verbucht werden, (Die mit te lbaren Auswi rkun­
gen der Systemumstel lung, vor al lem d ie Verschär­
fung der internationalen Konkurrenz, ergeben s ich 
nicht aus der Höhe, sondern aus der Vertei lung des 
Steueraufkommens.) 

Die Steuerausfäl le erhöhen daher pr imär die L iqu i ­
dität der Unternehmen und er leichtern ihre Invest i ­
t ionsfinanzierung. Gleichzei t ig muß s ich der öffent­
l iche Sektor zusätzl ich verschulden, um die Ver­
mögensposi t ion des privaten Sektors aufrechtzuer­
halten und die Einnahmenausfäl le aus der Ver legung 
des Fäl l igkeitstermins auszugleichen,. 

Eng im Zusammenhang mit der Einführung der Mehr­
wertsteuer steht d ie Senkung der Tabaksteuer 
(Steuerausfall 0 7 bis 0 8 Mrd S) Sie wurde verfügt , 
um Verteuerungen von Tabakwaren zu vermeiden 
Die Neuregelung ändert nicht die Höhe, sondern nur 
d ie Zusammensetzung der Steuerbelastung der Ta ­
bakwaren. Im Gegensatz zu den Einnahmeausfäl len 
aus der Einführung der Mehrwertsteuer führen d i e 
Zol lsenkung (12 bis 1 3 Mrd. S) und d ie Lohn- und 
Einkommensteuersenkung (Lohnsteuerausfal l 1973: 
2 8 Mrd S brut to; Einkommensteuerausfal l 0 3 b is 
0 4 Mrd.. S) zu dauernden Mindereinnahmen.. 

Neben den Steuerreformen schmälert der neue F i ­
nanzausgleich die Steuereinnahmen des Bundes, 
wei l Länder und Gemeinden bei e in igen Steuern 
(Einkommensteuer, Kapitalertragsteuer, A lkoho lson-
derabgabe, Grunderwerbsteuer, Spie lbankabgabe, 
Bodenwertabgabe) höhere Ertragsantei le erhal ten 
Der Bund verl iert dadurch 1973 Steuereinnahmen 
von etwa 1 1 Mrd. S.. 

Geringere Entzugseffekte der Besteuerung — Aus­
gaben mit stärkerem Multiplikatoreffekt überdurch­
schnittlich ausgeweitet 

Obgleich die Ausgaben der Hoheitsverwaltung 1973 
(vorausgesetzt, daß der Voranschlag nicht über­
schr i t ten wird) schwächer steigen werden als das 
Brut to-Nat ionalprodukt, wird der Überschuß der lau ­
fenden Transakt ionen stark verr ingert und deckt nur 
einen Teil der Ausgaben für Investi t ionen und Kap i ­
taltransfers. 1973 w i rd s ich daher der Bund zusätzl ich 
verschulden müssen, wobei der Finanzierungssaldo 
der Hoheitsverwaltung prakt isch der Mehrwertsteuer-
Sonderf inanzierung entspricht. Dazu kommen noch 
die Kreditaufnahmen zur Abdeckung des f inanziel len 
Abganges 1 ) der Betr iebe, 

l ) Der finanzielle Abgang der Betriebe spiegelt nicht den 
Betriebserfolg wider. Dieser kann nicht aus dem Budget, 
sondern nur aus der Gewinn- und Verlustrechnung bzw. 
aus den Wirtsc rtaftsvo ran schlagen ersehen werden 
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Die Vergrößerung des Finanzierungsbedarfes und 
des in landwirksamen Difizites ist hauptsächl ich der 
Einnahmenseite anzulasten, Infolge der Steueraus­
fäl le werden die dem Bund verble ibenden Steuerein­
nahmen um etwa 2 V 2 % geringer sein als 1972, wenn 
man d ie unter den ordent l ichen Einnahmen ver­
rechneten Kredi taufnahmen nicht berücksicht igt, Die 
Steuerbelastung des Brut to-Nat ionalproduktes wi rd 
um 2 Prozentpunkte s inken (1973: 21 2 % ; 1972: 
23 4 % ; 1971: 22 9%),, 

Obersicht 2 
Finanzierungsrechnung 
(Ohne Bundesbetriebe) 

1971 1972 1973 
Erfolg BVA BVA 

Mil l S 

Laufende Einnahmen 80.954 87.478 90.880 

Laufende Ausgaben - 6 8 . 8 1 1 - 7 5 . 6 3 9 —86.757 

Laufender Überschuß (Sparen) 1 2 1 4 3 11,839 4.123 

Minus Brutto-Investitionen - 6.205 - 7 3 2 6 - 8.985 

Kapitaltransfer (netto) . . . . - 1.304 - 2.533 - 3.234 

Vermögensänderung (netto) . . . - 562 - 654 - 782 

Finanzierungssaldo') 4 072 1.326 - 8.878 

Betriebsabgänge Ii Gebarung . . . . - 4 382 - 5.090 - 6.842 

Betriebsabgänge It.. Wirlschaftserfolg 
bzw W i r f Schafts voran schlagen . . . - 1 942 - 2 072 - 2 912 

' ) D e r Finanzierungssaldo umfaßt die Finanztransaktionen (netto). Ein positiver 
Saldo bedeutet eine Kredi tgewährung an andere Sektoren (einschließlich der 
Bundesbefriebe). 

Wie sich d ie Senkung der Steuerbelastungsquote 
auf d ie Gesamtausgaben der Volkswir tschaft aus­
wi rken w i rd , läßt sich nur schwer schätzen,, Der 
expansive Effekt des Budgetdefizi tes ist jedoch 
s icher l ich geringer, als wenn er durch eine ent­
sprechende Steigerung der Ausgaben des Bundes 
zustande käme.. Das gi l t um so mehr, als der Ein­
nahmenausfal l an Mehrwertsteuer großtei ls nur die 
Liquidität, aber nicht d ie verfügbaren Einkommen 
des privaten Sektors erhöht. 

Die ökonomischen Auswirkungen des Budgets hän­
gen nicht nur von den Budgetsalden, sondern auch 
von der Entwicklung der einzelnen Ausgaben- und 
Einnahmenkategor ien ab, Bei den Ausgaben emp­
fiehlt s ich, die t radi t ionel le Untertei lung nach ökono­
mischen Kri ter ien (Käufe von Gütern und Leistungen, 
Transfers, Finanztransaktionen) durch eine Aufgl ie­
derung, in we lche Sektoren die Ausgaben fl ießen 
(private Haushalte, Unternehmungen, öffent l icher 
Sektor, Ausland) zu ergänzen, wei l dadurch Aus­
gaben mit ähnl ichen Nachfragewirkungen und Mul t i ­
pl ikatoreffekten besser zusammengefaßt werden 
können, 

Nach einer ersten groben Aufgl iederung der Aus­
gaben des Bundesvoranschlages 1973 nach Sektoren 
f l ießen etwas mehr als 6 0 % der Bundesausgaben 
den privaten Haushalten zu, wobei als vereinfachend 

Obersicht 3 
Ermittlung des Inlandwirksamen Saldos 

1971 
Erfolg 

1972 
B V A 

M r d . S 

1973 
B V A 

Gesamtausgaben . . . . . . . 112 57 122 80 139 01 
Minus Nachf rageunwirksame 

Ausgaben 
FinanzschuldÜlgungen - 6 05 - 5 68 - 5 1 7 
Sonstige Ti lgungen - 0 1 2 — 0 1 6 - 0 1 7 
Rücklagen Zuführung - 2 46 - 0 3 1 - 0 0 9 
Sonstige Zah lungen an das 
Ausland . . . - 1 65 - 2 42 - 2 3 9 

Nachfrage wi rksame Ausgaben 102'29 1 1 4 7 3 1 3 1 ' 1 9 

Gesamteinnahmen , . , , 104 82 113 39 1 2 7 91 
Minus Rücklagen entnähme 1 ) - 0 69 - 1 04 - 1 62 

Zah lungen aus d e m Ausland' ) - 0 1 7 - 0 1 2 - 0 22 

Überweisungen an den 
Arbeitslosenfonds*) + 0 26 + 0 1 4 4- 0 1 6 

Bereinigte Einnahmen 104'22 112 '37 1 2 6 - 2 3 

In landwirksamer Saldo . . + 1 9 3 - 1 86 - 5 06 

Defizit ( - ) ; Überschuß ( + ) . . 
' ) Diese Einnahmen erhöhen die Nachf rage im Inland.. Sie müssen daher von 
den Gesamteinnahmen abgezogen werden, — *) Diese Uberweisungen werden 
als Absetzbetrag auf der Einnahmenseite ausgewiesen (Ansatz 2 / 1 5 581).. Sie 
müssen daher zu den Gesamteinnahmen addiert werden 

unterstel l t wurde, daß die Beiträge an die Sozia l ­
versicherung ganz den pr ivaten Haushalten zugute 
kommen, wei l der Bund in der Sozialvers icherung 
nur mehr eine Ausfal lshaftung übernimmt, aber keine 
Reservenbi ldung mehr f inanziert. 

An die Unternehmungen geht (unmittelbar) fast ein 
Viertel der Gesamtausgaben, wovon auf die Bauwir t ­
schaft etwa 9 % entfallen.. Der Antei l der Bauwir t ­
schaft an den Ausgaben des Bundes wäre noch 
größer, wenn man die Kapital t ransfers hinzurechnet, 
die der Bund zwecks Invest i t ionsförderung an Ge­
bietskörperschaften vergibt.. Außerdem überweist der 
Bund den Ländern noch d ie aus den Gewinnsteuern 
f inanzierten Wohnbauförderungsmittei , , 

An andere öffentl iche Haushalte (ohne Sozialver­
sicherung) werden fast 1 0 % der Ausgaben überwie­
sen, wobe i letzt l ich auch diese Mittel für Ausgaben 
an private Haushalte und Unternehmungen verwen­
det werden., 

Etwas mehr als 2 % der Ausgaben fl ießen an das 
Ausland, rund 6 % (vor a l lem Ti lgungen und Z insen­
zahlungen für in ländische Anleihen, Ausgaben für 
Mieten, Liegenschaftskäufe) bleiben als Rest, der mit 
nicht h inreichender Genauigkeit auftei ibar ist.. Im 
Vergleich zum Voranschlag 1972 ste igen die Aus­
gaben, von denen ein größerer Mult ip l ikatoref fekt 
erwartet werden kann, überdurchschni t t l ich, In der 
Bauwirtschaft f l ießen um 19%, in den übr igen 
Unternehmersektor um 1 7 % mehr. Ausgaben, die 
weniger stark expansiv w i rken, werden schwächer 
ausgeweitet (Ausgaben an private Haushalte) oder 
sind sogar rückläuf ig (Ausgaben an das Ausland)., 
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Investitionen steigen kräftig — Ffnanzschuld-Trans-
aktionen rückläufig 

Die Aufg l iederung der Ausgaben nach ökonomischen 
Kri ter ien läßt ähnl ich wie die Untertei lung in Sekto­
ren eine stärkere Ausweitung der expansiver w i rken­
den Ausgaben erkennen, Die Käufe von Gütern und 
Leistungen steigen im Vergleich zum Voranschlag 
1972 um fast 2 0 % , die Transferzahfungen hingegen 
nur um knapp 10%, während die Finanztransakt ionen 
sogar absolut rückläuf ig sind (—10%),, 

Obersicht 4 
Bundesausgaben in ökonomischer Gliederung 

1971 
Erfolg 

1972 
BVA 

Mill. S 

1973 Veränderung 
BVA 1973 gegen 

1972 in % 

Käufe von Gütern und 
Leistungen'). 51.298 56,352 67 388 19 6 

Transferzahlungen' ) 51.929 53,420 6 4 1 5 8 9 8 
Finanzfransaktionen 8.587 7 1 5 7 6,470 - 9 6 

753 891 1.056 1 8 5 

Gesamtausgaben 112 567 1 2 2 8 2 0 139.072 1 3 2 

' ) O h n e Personal aufwand für Landeslehrer. — ^Einschließlich Personalaufwand 
für Landeslehrer. 

Der Großtei l der Ausgaben für Käufe von Gütern und 
Leistungen entfäl l t auf den Personalaufwand für 
aktive Bedienstete., Er erfordert 3090 Mrd.. S, um 
1 6 % mehr als 1972, wobei der Aufwand in der 
Hoheitsverwaltung (21V2%) viel stärker steigt als in 
den Bundesbetr ieben ( + 10%), wei l dort verschie­
dene Nebengebühren erst jetzt nachgezogen werden, 
die bei den Betr ieben schon übl ich sind. 

Der Personalaufwand im Budget 1973 läßt s ich nicht 
unmit telbar mit f rüheren Voranschlägen vergle ichen, 
wei l s ich durch den neuen Finanzausgleich formale 
Änderungen ergeben.. Bisher wurden die Gehälter 
und Pensionen der Landeslehrer direkt vom Bund 
gezahlt und daher im Personalaufwand ausgewiesen, 
Ab 1973 werden die entsprechenden Beträge den 
Ländern überwiesen und d ie Lehrer von den Ländern 
bezahlt. Der Personalaufwand des Bundes für aktive 
Bedienstete verr ingert sich dadurch im Voranschlag 
1973 formal um 6 6 7 Mrd, S„ 

Die Steigerung des Personalaufwandes setzt sich 
aus fünf Komponenten zusammen: Ausweitung des 
Personalstandes, Erhöhung der Gehälter auf Grund 
der längerfr ist igen Gehaltsvereinbarung, Neben­
gebührenregelungen, Struktureffekt und Erhöhung 
der Kinderbeihi l fen, Im Budget 1973 ist für 3.200 zu­
sätzl iche Bedienstete vorgesorgt. Die Schwerpunkte 
der geplanten Personalausweitung l iegen im Unter­
r ichtswesen und bei der Post, während für die 
Bundesbahnen weniger Personal vorgesehen ist. 

Gemäß der längerfr ist igen Gehaltsvereinbarung wer­
den d ie Bezüge am 1.. Jul i 1973 um 7 4 % e r h ö h t 

Außerdem erhalten die Beamten der a l lgemeinen 
Verwaltung ab Dezember 1972 eine Verwal tungs­
dienstzulage.. Ferner tr i t t eine Neuregelung der 
Nebengebühren in Kraft. Diese Regelungen er fordern 
1973 Mehrausgaben von etwa 1 Mrd, S ( 3 % des Per­
sonalaufwandes). Weitere besoldungsrecht l iche Maß­
nahmen ziehen eine zusätzl iche Erhöhung des Per­
sonalaufwandes um etwa 2 % nach sich., Dazu kommt 
noch der Struktureffekt durch Vorrückungen, Beför­
derungen von etwa 1V2%, Unter der Annahme, daß 
der Personalaufwand 1972 um etwa 1 Mrd, S mehr 
er fordern wi rd als ursprüngl ich präl iminiert war und 
unter Berücksicht igung, daß der Personalstand um 
etwa 1 % ausgeweitet w i rd , beträgt 1973 die Gehaits-
steigerung pro Bundesbediensteten rund 12%. 

Obersicht 5 
Ausgaben für Güter und Leistungen 

1971 1972 1973 Veränderung 
Erfolg BVA B V A 1973 gegen 

Mill S 1972 in % 

Personal aufwand (Aktive) 
Hoheitsverwaltung') 12 900 13 964 16.991 2 1 7 
Bundes betriebe 11.617 12.624 13.904 1 0 1 

Summe 24 517 26.588 30.895 16 '2 

Laufender Sachaufwand 
Hoheitsverwaltung 7 605 8.411 11.301 34*4 
Bundesbetriebe . . . . . 5.086 5.382 5.718 6 2 

Summe 12 691 13 793 1 7 0 1 9 23"4 

Zinsen 

Inland 2 039 2 273 2.879 26 7 
Ausland 892 974 974 0 0 

Summe 2 931 3.247 3.853 1 8 7 

Brutto-Investitionen 
Hoheitsverwaltung 6.205 7 326 8.985 22 6 
Bund es beiriebe 4.254 4.602 5.666 2 3 1 

Summe 10.459 11.928 14.651 2 2 - 8 

Liegen schaffen 
Hoheitsverwaltung 629 734 863 17 6 
Bundesbetriebe 71 62 107 72 6 

Summe . . . 700 796 970 21 9 
Gesamtsumme 51 298 56 352 6 7 366 19 6 

1 ) Ohne Landeslehrer 

Außer im Personalaufwand sind im laufenden Sach ­
aufwand Ausgaben enthal ten, die den Personalaus­
gaben gleichzusetzen sind (Aufwandentschädigun­
gen, Auslandszuiagen, Bi ldungszulagen, Taggelder 
für Präsenzdiener). Diese belaufen s ich 1973 auf 
I 61 Mrd S. 

Der laufende Sachaufwand ist eine sehr heterogene 
Größe. Neben Ausgaben mit großem Mult ip l ikator­
effekt ( Instandhaltungen, Anschaffungen für d ie 
Landesverteidigung) sind dar in auch Ausgaben ent­
halten, d ie keine Nachfrage nach Gütern und Le i ­
stungen hervorrufen (Emissionsverluste, Zahlungen 
zwischen Bundesdienststel len). Für den laufenden 
Sachaufwand sind 1702 Mrd S präl iminiert , wobe i 

I I 30 Mrd, S auf die Hoheitsverwaltung und 
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572 Mrd . S auf die Betr iebe entfallen,. Im Vergle ich 
zum Bundesvoranschlag 1972 bedeutet das eine 
Steigerung um 23V2%. Der Großteil dieser Steige­
rung geht auf die Schulbuchakt ion und die Schüler­
f re i fahrten zurück. Für diese beiden Zwecke sind 
1973 1 2 Mrd,. S vorgesehen.. Von diesen Leistungen 
prof i t ieren nicht nur die privaten Haushalte, sondern 
auch jene Gemeinden, die bereits bisher den Schü­
lern kostenlos Schulbücher zur Verfügung gestel l t 
haben Die Ausgaben für die Schulbücher und die 
Schülerfrei fahrten können als Realtransfer an die 
privaten Haushalte angesehen werden, Die starke 
Steigerung für das Jahr 1973 täuscht jedoch, wei l 
bereits 1972 die Schulbuchakt ion durch Budget­
überschrei tungen f inanziert wurde 

Besonders kräft ig sollen die Investit ionen steigen. 
Es ist beabsicht igt , für Investit ionen 14 65 Mrd,, S 
auszugeben, wovon 8 99 Mrd., S auf die Hoheits­
verwaltung und 5 6 6 Mrd.. S auf die Betr iebe ent­
fal len Der Antei l der Investit ionen an den Gesamt­
ausgaben erhöht s ich auf 10 5% der Gesamtausga­
ben (1972: 97%). . 

Übersicht 6 
I nvestltlonsaufwand 

1971 
Erfolg 

1972 
BVA 

Mill S 

1973 
BVA 

Veränderung 
1973 gegen 
1972 in % 

Hoheitsverwaltung 
B ru tto-l n vestilio ne n 6.205 7.326 8 985 2 2 6 

Instandhaltung 974 944 1.081 1 4 5 

Investitionsförderung . 1.567 2.830 3.441 21 6 

Summe 6 766 11 100 13 507 2 1 7 

Bundesbetriebe 
Brutto-Investitionen 4.254 4 602 5.666 2 3 1 

Instandhaltung . 781 790 802 1 5 

Investitionsforderung . 2 41 41 0 0 

Summe 5 037 5.433 6.509 19 '8 

Überweisungen an 
Länder z u r W o h n ­
bauförderung an 
W a h n bau Fonds 
und den Wasserwi r t ­
schaftsfonds 4.526 5.315 6.276 1 8 1 

Gesamtsumme 18.329 21.848 26.292 2 0 3 

Der überwiegende Teil der Investit ionen (81%) wi rd 
für Bauten, vor altem für den Straßenbau, ausgege­
ben Für den Straßenbau sind 5 64 Mrd. S vorgese­
hen, um 2 4 % mehr als 1972, für Hochbauten in der 
Hoheitsverwaltung 232 Mrd.. S. Da auch die Betr iebe 
mehr für Bauten ausgeben wol len ( + 18%), dürf te 
das Budget der Bauwirtschaft zusätzl iche Impulse 
geben. Von den vorgesehenen Ausgaben für Bauten 
(ohne Sonderanlagen) stammen jedoch 1 16 Mrd. S 
aus Rücklagenauf lösungen, die der Zust immung des 
Finanzministers bedürfen., Inwieweit durch die Steue­
rung der Budgetausgaben die für d ie Konjunktur 
auch maßgebl iche Auftragsvergabe beeinflußt w i rd , 
läßt s ich nur schwer beurtei len, 

In den Bauinvesti t ionen sind auch Aufträge für 
Sonderanlagen enthalten, d ie nur zum Teil der Bau­
wirtschaft zugute kommen Die Ausgaben für Sonder­
anlagen werden um 25% von 2 68 Mrd S (1972) auf 
325 Mrd S erhöht, In den Bauinvest i t ionen der Post 
sind ferner 460 Mill.. S für T i lgungen und Z insen­
zahlungen aus Zwischenf inanzierungen nach dem 
Fernsprechbetr iebs-Invest i t ionsgesetz enthalten. 

Der Ausgabenplan für bewegl iche Anlagegüter ( ins­
gesamt 275 Mrd.. S) bevorzugt die Forschung, die 
mehr Mit tel zum Ankauf von Maschinen und Ge­
räten zur Verfügung gestel l t erhält. Höher dot ier t 
wird ferner die Anschaffung von Fahrzeugen; die 
Bundesbahn gibt mehr für den Ankauf von Loko­
motiven und Waggons aus (836 Mi l l S gegen 
606 Mil l S 1972).. 

Die Mittel zur Invest i t ionsförderung werden im Bun­
desvoranschlag 1973 kräftig erhöht. Für Investit ions­
förderungen durch Kapitaltransfer und Darlehen sind 
348 Mrd. S vorgesehen (1972: 287 Mrd S) Schwer­
punkte der zusätzl ichen Invest i t ionsförderung sind 
das Gesundheitswesen (Länder und Gemeinden er­
halten für Krankenhäuser zusätzl ich 240 Mi l l . S 
Investit ionszuschüsse) und der Umweltschutz (die 
Mittel für den Wasserwir tschaftsfonds wurden stark 
aufgestockt : von 70 Mill. S im Vorjahr auf 216 Mi l l . S) 
Ferner s ind höhere Zuschüsse an d ie Gemeinde 
Wien (200 Mill.. S) für den U-Bahn-Bau und an die 
Länder für Wohnbauzwecke (165 Mill.. S) präl iminiert . 
Unter den Kapitaltransfers sind al lerdings auch die 
RückÜbertragungen von Mauteinnahmen an die 
Straßensondergeseflschaften (170 Mi l l S) enthalten. 
Außerdem müssen diesen Gesel lschaften Mittel aus 
der Bundesmineralölsteuer (20 Mill., S) überwiesen 
werden,, 

Die außerbudgetären Finanzierungen gewinnen 
durch Gründungen neuer Sondergesel lschaften 
(Gleinalm-Autobahn AG, Arlberg-Straßentunnel-AG) 
weiter an Bedeutung und werden d ie künft igen Bud ­
gets zusätzl ich belasten. 
Für Transferzahlungen insgesamt s ind im Budget 
1973 6416 Mrd.. S vorgesehen, wovon 834 Mrd . S 
auf die Uberweisung an Länder für d ie Gehälter und 
Pensionen sowie verschiedene Sachausgaben für die 
Landeslehrer entfal len, Bis 1972 waren diese Aus­
gaben im Personalaufwand und Verwal tungsaufwand 
enthalten Die Transferzahlungen werden weniger 
erhöht als die Gesamtausgaben. Sie sol len um knapp 
10% zunehmen, wobei d ie laufenden Transfers 
( + 9%) bedeutend schwächer wachsen als die 
Kapitaltransfers ( + 2 7 % ) 

Für laufende Transfers s ind 1973 6 0 7 5 Mrd. S vor­
gesehen, 9 % mehr als 1972. Die Pensionen in der 
Hoheitsverwaltung wachsen unterdurchschni t t l ich, 
wei l die Zahl der Pensionisten nahezu gleich b le ibt 
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Obersicht 7 
Transferzahlungen 

1971 1972 1973 Veränderung 
Erfolg BVA BVA 1973 gegen Erfolg 

Mil l S 1972 in % 

Laufende Transfers 
H o hei fs ver w a lf u n g 

A n private Haushal te 1 ) 20.943 23.209 25 097 8 1 

Unternehmungen 1 756 1 732 1.840 6 2 

Gebiets­
körperschaften 1 ) 10.714 11.009 12 850 16 7 

Sozialversiche­
rungsträger 11 746 13.821 1 4 566 5 4 

Ausland 216 246 259 5 3 

Summe 45 375 50,017 54 612 9'2 

Bundesbetriebe 
A n private Haushalte 4 617 5 1 4 5 5 968 1 6 0 

Gebiets­
körperschaften 545 578 166 - 7 1 3 

Ausland . 5 6 7 1 6 7 

Summe . . . 5.167 5.729 6.141 7'2 

Laufende Transfers 
Summe 50 542 55 746 6 0 7 5 3 9 0 

Kapitaltransfers 
A n private Haushalte 161 221 287 29 9 

Unternehmungen 266 890 979 1 0 0 

Gebiets­
körperschaften 960 1.563 2 1 0 7 3 4 8 

Sozialversiche­
rungsträger — — 10 — 

Ausland - — 22 — 
Kapitaltransfers Summe . 1.387 2.674 3.405 27'3 

Transfers insgesamt 51 929 58.420 64.158 9 '6 
*) O h n e Pensionen für Landeslehrer — ' ) Einschließlich Personalaufwand fOr 

Landeslehrer 

Unter den Transfers an private Haushalte werden 
die Zahlungen aus dem Famil ienlastenausgieichs-
fond am stärksten steigen (1973: 9 7 3 Mrd,, S gegen 
8 62 Mrd,, S 1972).. Ab 1, Jänner 1973 ist e ine Er­
höhung der Kinderbeihi l fe um 20 S und ab 1 . Jul i um 
wei tere 10 S je Kind vorgesehen., Ferner steigt d ie 
Zahl der anspruchsberecht igten Gastarbeiter über-
propor t ional (1973: + 2 0 % ) , Aus dem Famil ienlasten-
ausgle ichsfonds werden ferner an die privaten Haus­
halte Schülerfre i fahrtenbeihi l fen im Ausmaß von 
200 Mill,, S gezah l t Die Beiträge an d ie Sozialversi­
cherung erhöhen sich nur um 5 4 % auf 1475 Mrd,. S., 
Das hängt damit zusammen, daß der Bund fast nur 
noch die Differenz zwischen Einnahmen und Aus­
gaben deckt und keine Reservenbi ldung bei der 
Sozialversicherung finanziert,, Da sich d ie f inanziel le 
Gebarung der Pensionsversicherungsanstalten in den 
letzten Jahren günst iger entwickel te als im Zei tpunkt 
der Erstel lung der Voranschläge vorausgesehen 
werden konnte, wurden die veranschlagten Beträge 
nicht in vol lem Umfang benötigt, Der Voranschlag 
1973 hat diesen Umstand berücksichtigt,, Die 
29 ASVG-Novel le w i rd diese Regelung, die bis Ende 
1972 galt , unbefristet verlängern,, Der Bund spart da­
durch rund 2 Mrd S ein, Da sowohl die Transfers an 
die privaten Haushalte als auch an die Sozialversi­
cherung unterdurchschni t t l ich erhöht werden, w i rd 
s ich d ie Urnvertei lungsfunktion des Budgets 1973 
von den monetären Transfers zu den Realtransfers 
(Schulbuchakt ion, Schülerfrei fahrten) verlagern, 

Die Transfers an Gebietskörperschaften werden v o m 
neuen Finanzausgleich stark beeinflußt, Gehälter und 
Pensionen der Landeslehrer werden ab 1973 n icht 
mehr als Personaiaufwand, sondern als Transfers an 
die Länder verbucht, Außerdem wird den Ländern 
eine erhöhte Abgel tung für Bauleistungs-, Projekt ie-
rungs- und Bauführungsaufgaben bei Bundesbauten 
überwiesen, Länder und Gemeinden erhalten du rch 
den neuen Finanzausgleich Zuschüsse für Umwel t ­
schutz, Nahverkehrsangelegenheiten, Wir tschafts­
förderung usw, in der Höhe von 265 Mill,, S, Andere 
bereits bisher gewährten Zuschüsse wurden zum Tei l 
beträcht l ich erhöht.. 

Für Finanztransaktionen sind 6 47 Mrd. S präl iminiert , 
fast 1 0 % weniger als 1972. Für Schuldent i lgungen 
sind 5 25 Mrd. S vorgesehen, 0 47 Mrd. S weniger als 
1972, wei l bereits in den Jahren 1971 und 1972 vor­
zeit ig Kredite zurückgezahl t wurden, d ie 1973 fä l l ig 
geworden wären,. Besonders d ie Rückzahlungen von 
Auslandsschulden konnten daher stark e ingeschränkt 
werden.. In der Budgetvorschau für d ie Jahre 1971 
bis 1975 war noch mit T i lgungen von 7 49 Mrd, S im 
Jahre 1973 gerechnet worden 

Auch für Betei l igungen und Wertpapierkäufe s ind 
weniger Mittel vorgesehen.. Die Betei l igungen werden 
ausschl ießl ich deshalb zurückgehen, we i l für inter­
nationale Finanzinst i tut ionen weniger Mittel bere i t -

Obersicht 8 
Finanztransaktionen 

1971 
Erfolg 

1972 
BVA 

Mill. S 

1973 
BVA 

Veränderung 
1973 gegen 
1972 in % 

Hoheitsverwaltung 
Schuldentilgung 
Inland . . 4 1 5 0 4 420 4.464 1 0 

Ausland 1.903 1.263 747 - 4 0 9 

6.053 5 683 5,211 - 8 - 3 
Darlehens ge w ä h ru n g 

A n Gebietskörper­
schaffen und Fonds 2 1 1 0 0 

Unternehmungen 202 202 96 - 5 2 5 

Private Haushalte . . . 137 177 182 2 8 

Ausland - 12 11 - 8 3 

341 392 290 - 2 6 - 0 

Erwerb von W e r t ­
papieren 
Inland . 48 46 40 - 1 3 0 
Ausland 58 130 123 - 5 4 

106 176 163 - r4 
Erwerb von 

Beteiligungen 
Inland . . . . 466 567 574 1 2 
Ausland . . . . 9 6 196 65 - 6 7 2 

562 765 639 - 1 6 " 5 
Rücklagenzuführung . . 1.457 - 20 -

Summe Hoheits­
verwal tung 8 5 1 9 7 016 6 323 - 9 9 

Bundesbetriebe 
Dar lehen igewährung 

An Haushalte 68 102 108 5 9 
Sonstige - 39 3 8 - 2 6 

Gesamtsumme 8.587 7 1 5 7 6.469 - 9 ' 6 
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gestel l t werden müssen Die Betei l igungen an in län­
dischen Unternehmungen sind annähernd g le ich 
hoch wie im Voranschlag 1972 (574 Mill.. S gegen 
567 Mill, S), Gegenüber den tatsächl ichen Ausgaben 
1972 werden sie jedoch zurückble iben, wei l 1972 
zusätzl iche Mittel aufgewendet wurden ( insbesondere 
Betei l igungen der AUA 210 Mill, S), Nahezu die 
Hälfte der vorgesehenen Betei l igungen entfäl l t auf 
die Elektr iz i tätswirtschaft (290 Mill. S).. Weitere grö­
ßere Kapi ta laufstockungen sind für die ÖiAG 
(965 Mi l l , S) und für verschiedene Unternehmungen 
im Verkehrssektor (DDSG, Straßengesellschaften) 
vorgesehen. Die Wertpapierkäufe (163 Mill,, S) be­
treffen Bundest i tel , die zur Marktpf lege oder zwecks 
freien Rückkaufes erworben werden 

Die Gewährung von Darlehen wi rd stark verr ingert 
(436 Mill, S gegen 533 Mil l . S) Größtenteils handelt 
es s ich um Bezugsvorschüsse an öffentl ich Bedien­
stete, d ie Konsumkredi ten entsprechen, Für Investi­
t ionen werden 149 Mil l S Darlehen vergeben, vor­
wiegend an Unternehmungen der verstaat l ichten 
Industr ie oder an Unternehmungen, an denen der 
Bund betei l igt ist. Hauptnutznießer s ind der Woh­
nungsbau und das Verkehrswesen. 

Steuereinnahmen stagnieren 

Die Einnahmen im Bundesvoranschlag 1973 können 
weder ihrer Höhe noch ihrer Struktur nach unmit te l ­
bar mit den Vorjahren vergl ichen werden. Das Jahr 
1973 br ingt d ie größte Umstel lung im österre ich i ­
schen Steuersystem seit mehreren Jahrzehnten 

Sowohl die Strukturverschiebungen innerhalb der 
Einnahmen als auch d ie Einnahmenausfäl le werden 
sich zum Tei l auf das Jahr 1973 beschränken.. 

Die Brutto-Erträge an Steuern sind mit 111 53 Mrd S 
veranschlagt,. Berücksicht igt man für 1972 die zu er­
war tenden Mehreinnahmen von etwa 3 6 Mrd S 

Obersicht 9 
Struktur der Bundeseinnahmen 

1971 1972 1973 
Erfolg BVA BVA 

Mill S 

H o h eit i Verwaltung 
Steuern 59 2 60 3 54 4 

davon direkte 20 5 214 211 

indirekte 38 7 38 9 333 

Steuerähnliche Einnahmen 11 5 1 0 8 11 3 

Katastrophenfonds 0 7 0 7 0 8 

Sonstige laufende Transfers 2 2 2 2 1 5 

Sonstige laufende Einnahmen 3 7 3 1 3 1 

Einnahmen aus Vermögens­
gebarung 1 1 1 4 1 7 

Kredi taufnahmen - — 7 0 

Summe 76 '3 7 8 5 79"8 

Betriebseinnahmen 2 0 9 20 7 19 4 
0 7 0 8 0 8 

Gesamteinnahmen 100 - 0 100 - 0 100-0 

brutto und schaltet von den für 1973 präl iminierten 
Einnahmen die Kraftfahrzeugsteuer aus, weil sie im 
Voranschlag 1972 nicht veranschlagt war 1 ) , dann 
steigen die Brutto-Einnahmen an Steuern nur etwas 
mehr als 1 2 Mrd. S ( + 1%). Der Bund muß durch 
den neuen Finanzausgleich außerdem mit Minder­
einnahmen von 1 1 Mrd. S rechnen, Die im Bundes­
voranschlag ausgewiesenen Netto-Ein nahmen an 
Steuern von 69 61 Mrd S l iegen daher um fast 2Va% 
unter den für 1972 zu erwartenden Einnahmen Der 
Antei l der Steuern an den Gesamteinnahmen des 
Bundes w i rd daher 1973 vorübergehend auf 54 4 % 
sinken (1971: 59 2 % , 1972: 60 3%).. Die Steuerausfäl le 
an indirekten Steuern sind sowohl brut to als auch 
netto größer als an direkten. Der Bund muß die 
Einnahmenausfäl le an Zöl len und Tabaksteuer ganz 
und an Mehrwertsteuer zu fast 70% t ragen Da 1972 
vorwiegend Mehreinnahmen an indirekten Steuern 
zu erwarten sind (Umsatzsteuer, Zö l le , Mineralö l ­
steuern) ist mit einem Ausfal l von fast 4 Mrd S Z Ü 
rechnen, obwohl den Ausfäl len auf Grund der Steuer­
reform starke (und real ist isch geschätzte) Steigerun­
gen der Einnahmen aus Verbrauchsteuern, vor 
al lem Mineralölsteuern und Alkoholsonderabgabe, 
gegenüberstehen. 

Die direkten Steuern dagegen sol len trotz Lohn­
steuersenkung höhere Einahmen erbr ingen als 1972 
Die zu Beginn 1973 in Kraft t retende Lohn- und Ein­
kommensteuerreform 2 ) w i rk t sich im kommenden 

Übersicht 10 
Bundeseinnahmen in ökonomischer Gliederung 

1971 
Erfolg 

1972 
BVA 

Mill S 

1973 
BVA 

V e r ä n d e ­
r u n g 

1973 gegen 
1972 in % 

H o h eits ve r w a 1 tu n g 

Steuern . . . . 62 056 68.323 69 607 1 9 
davon direkte 21 493 24,291 27 033 11 3 

indirekte 40.563 44.032 42 574 - 33 
Steuerähnliche Einnahmen 12 018 1 2 2 1 2 14 435 1 8 2 
Kafastro p he n fon d s 740 877 989 12 8 
Sonstige laufende Transfers 2 318 2 497 1 884 - 2 4 5 
Sonstige laufende Einnahmen 3.822 3.570 3.965 11 1 
Einnahmen aus Vermögens­

gebarung 1 178 1 569 2.237 4 2 6 

Kredi taufnahmen . . . . . - - 8.900 — 
Summe 82.132 89.048 102.017 14"6 

Betriebseinnahmen . . 21 939 23 450 24 839 5 9 

Durchlaufposten 753 891 1.056 1 8 5 

Gesamteinnahmen 104 824 113.389 127 912 1 4 ' 6 

1) Die Kraftfahrzeugsteuer sollte ursprünglich ab 1972 aus­
schließlich Landesabgabe und als solche nicht im Bundes­
voranschlag veranschlagt werden. Sie ist jedoch rückwir­
kend mit 1. Jänner 1972 wieder zu einer gemeinschaft­
lichen Bundesabgabe erklärt worden, die im Verhältnis 
4 :96 zwischen Bund und Ländern geteilt wird. 
2) Die Lohn- und Einkommensteuerreform wird Anfang 1973 
in den Monatsberichten eingehend besprochen. 
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Jahr fast nur bei der Lohnsteuer aus. Es ist mit 
einem Ausfal l an Lohnsteuer von etwa 2 8 Mrd. S zu 
rechnen, (Die Lohnsteuer wi rd 1972 wegen der Aus­
fäl le durch Heiratsprämien und der e inmal igen Er­
mäßigung der Lohnsteuer um 360 Schi l l ing je Be­
schäft igten um etwa 900 Mill. S unter dem prä l imi ­
nierten Ertrag b le iben) Trotz der Steuersenkung 
w i rd für 1973 mit einer Steigerung der Erträge an 
Lohnsteuer um etwa 1 1 % gerechnet, Diese Ein-

Obersicht 11 
Einnahmen der Hoheitsverwaltung 

1971 
Erfolg 

1972 
BVA 

Mill. S 

1973 
BVA 

Verände ­
rung 

1973 gegen 
1972 in % 

D i rek te Steuern insgesamt 40,939 47 255 54 292 1 4 9 

davon Einkommensteuer 10.791 12.068 75.458 28 1 

Lohnsteuer*) ........ 16,039 19 650 20.567 4 7 

Kapitalertragsleuer') 336 314 314 00 

Körpersch aftsfeuer') 4.188 4 716 5 371 139 

Gewerbes/euer und 
Bundesgewerbesteuer 5.898 6.600 8.200 24 2 

Vermögensfeuer') 1 430 1 652 1.744 5 6 

Sonstige 2.257 2 255 2.638 17 0 

Indirekte Steuern insgesamt 5 4 1 6 4 58.610 57 235 - 2 3 
davon Umsatzsteuer*) 30 022 33.520 29 200 - 1 2 9 

Zölle 5.962 6.500 6..40Q - 15 

Verbrauchsteuern und 
Alkoh olsonderabgabe 13 690 14 659 16.738 101 

Stempel und Rechts­
gebühren1) . . ....... 1359 1.420 J.700 19 7 

Verkehrsteuern*) 2.960 2 322 3.530 542 

Sonstige 171 189 217 14 8 

Steuern insgesamt. . . 95.103 105 865 111 527 5'3 

Überweisungen an Länder , G e ­
meinden.. Fonds usw . . . 33.047 37.542 41.920 11 7 

Steuern netto 62 056 68.323 69 607 1 9 

Steuerähnliche Einnahmen 12 018 1 2 2 1 2 14.435 1 8 2 
Katastrophenfonds 740 877 989 1 2 8 
Sonstige laufende Transfere in­

nahmen . . . . . . . 2.318 2 497 1.884 - 2 4 5 
von öffentlichen Haushalten 1.256 1 369 634 - 5 3 7 

Unternehmungen 264 27J 305 f 0 9 
Privaten Haushalten .... 690 733 726 - 10 

Ausland 108 108 219 1026 

Gebühren und Kostenersätze 1 7 0 4 1 742 2 001 1 4 9 
Einkommen aus Besitz und Unter ­

nehmung , , 1.315 1 149 1 113 - 3 1 

Einnahmen aus Leistungen . . . 120 133 141 6 0 
Einnahmen aussonstigen Verkaufen 230 223 258 1 5 7 
Sonstige laufende E i n n a h m e n . . . . . . 453 335 452 3 4 9 

Summe der laufenden Einnahmen 80.954 87.479 90.880 3 - 8 

Einnahmen aus der Vermögens-
gebarung 

Verkäufe von Anlagevermögen 67 80 81 1 3 
Verkäufe von Beteiligungen und 

Wer tpap ie ren 120 108 160 4 8 1 
Kapitaltransfers . . , , , 83 141 171 21 3 

Darlehensröckzahlungen 214 199 205 3 0 
694 1.041 1.620 55 6 

Summe Vermögensgebarung 1 178 1.569 2 237 42*6 

Kredi taufnahmen — - 8.900 — 
Durchlaufposten 753 891 1.056 1 8 5 

Gesamteinnahmen 82.885 89.939 103.073 14 '6 

' ) Einschließlich a l ler Zuschläge. — *) Einschließlich Bundeszuschlag., Rechnungs­
stempel und Beförderungsteuer — *) O h n e Rechnungsstempel — *) 1972 ohne 
Krafffah rze ugsteuer, 

nahmenschätzung scheint der der prognost iz ier ten 
Lohn- und Gehal tsentwickiung durchaus real ist isch 
zu sein, 

Die Einkommensteuer soll um 18% höhere Erträge 
erbringen,. Auf Grund der zei t l ichen Verzögerung bei 
den veranlagten Steuern w i rd s ich d ie Steuerreform 
im kommenden Jahr nur wenig auf den Einkommen­
steuerertrag auswirken (brutto etwa 300 Mill, S)„ Der 
Zuwachs an Einkommensteuer scheint dennoch op t i ­
mist isch geschätzt zu sein, wei l im kommenden Jahr 
bereits die niedr igen Gewinne des Jahres 1971 ver­
anlagt werden, Der Netto-Ausfal i für den Bund aus 
der Lohn- und Einkommensteuerreform kann für 1973 
mit 1 7 Mrd.. S angenommen werden,. 

Bei den direkten Steuern w i rd auch die geplante 
Senkung der Körperschaftsteuersätze sowie die Er­
höhung der Freibeträge in der Vermögensteuer und 
Gewerbesteuer zu Steuerausfäl len führen, die j edoch 
1973 noch nicht sehr fühlbar werden Vielmehr er­
wartet man eine kräft ige Steigerung der Einnahmen, 
insbesondere an Gewerbesteuer ( + 2 4 % ) , die j edoch 
ähnl ich wie bei der Einkommensteuer als opt imist isch 
angesehen werden muß,. Beim Vergle ich mit f rüheren 
Jahren ist zu berücksicht igen, daß d ie verschiedenen 
Zuschläge zu den di rekten Steuern jetzt bei den 
Stammsteuern enthalten sind, 

Für d ie Entwicklung der Netto-Einnahmen ist der 
neue Finanzausgleich von entscheidender Bedeu­
tung, der ab 1973 wieder für sechs Jahre gelten sol l , 
Am grundlegenden Konzept der Einnahmenvertei lung 
hat s ich nichts geändert, Die Steuern werden wei ter­
hin nach dem Verbundsystem aufgetei l t ; für die e i n ­
zelnen gemeinschaft l ichen Bundesabgaben werden 
unterschiedl iche Auftei lungsschlüssel zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden festgelegt, Der neue 
Finanzausgleich zielt darauf hin, Länder und Ge­
meinden stärker an den Erträgen der gemeinschaf t ­
l ichen Bundesabgaben zu beteil igen, Auf Grund der 
Änderungen durch die Steuerreform wurden auch d ie 
Erträge an Umsatzsteuer sowie Lohn- und E inkom­
mensteuer neu vertei l t und die Einbeziehung der 
verschiedenen Zuschläge in die Stammsteuern be­
rücksicht igt , ferner ist der Auftei iungsschlüssel fü r 
die Alkoholsonderabgabe, d ie Kapitalertragsteuer, 
die Grunderwerbsteuer, die Spie lbankenabgabe so­
wie die Bodenwertabgabe geändert worden , 

Bei der Einkommensteuer hat der Bund Ertragsantei le 
(2454%) an die Länder abgetreten, d ie Gemeinden 
haben durch d ie Abrundungsdi f ferenz ebenfalls ge­
r ingfügig Ertragsantei le (0272%) an d ie Länder ab­
gegeben.. (Die Lohnsteuerauftei lung bl ieb unver­
ändert.) Die Ertragsantei le des Bundes an der U m ­
satzsteuer wurden zwar erhöht, es ist jedoch zu be­
rücksicht igen, daß der Bund im Finanzausgleich 
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1967 den Ländern 3 5 % des Umsatzsteueraufkom­
mens zur Bezahlung des Beitrages zur Lehrerbesol­
dung überl ieß, was nun wegfäl l t 

Die ertragsmäßig wicht igste Änderung ist die Neu­
auftei lung der Alkohoisonderabgabe im Verhältnis 
4 0 : 3 0 : 3 0 (bisher 6 4 : 1 7 : 1 7 ) , so daß Länder und 
Gemeinden um jewei ls 13 Prozentpunkte höhere Er­
t ragsantei le erhalten. Weitere größere Umschichtun­
gen ergeben sich noch bei der Grunderwerbsteuer, 
w o die Gemeinden nun 9 6 % des Aufkommens be­
kommen (bisher 80%) und bei der Kapi ta ler t rag­
steuer, an der ebenfal ls die Gemeinden zu Lasten 
des Bundes höhere Antei le erhalten (75% gegen bis­
her 35%) Die stärkere Betei l igung der Gemeinden 
an der Grunderwerbsteuer und der Kapi ta lerwerb-
steuer ist jedoch nicht unproblematisch. Da beide 
Einnahmen nach den ört l ichen Aufkommen aufgetei l t 
werden, könnte die Lösung regionalpol i t ischer Pro­
bleme erschwert werden, wei l das Interesse der Ge­
meinden ( insbesondere kleinerer Gemeinden) an 
hohen Kapital ertrag steuererträgen wächst. Außerdem 
schwankt der Ertrag der Kapitalertragsteuer stärker, 
was für d ie Gemeindef inanzen nicht von Vortei l ist.. 
Von den präüminierten Steuererträgen für 1973 ver­
l iert der Bund auf Grund des geänderten Auftei iungs-
schlüssels knapp 1 1 Mrd, S„ Die Länder prof i t ieren 
davon etwas stärker als die Gemeinden, Dafür muß­
ten die Länder eine Senkung des Höchstsatzes der 
Landesumlage von bisher 14 '5% auf 1 2 5 % in Kauf 
nehmen 

Während die Steuereinnahmen stagnierten, nehmen 
die steuerähnl ichen Einnahmen kräft ig zu. Das wi rk t 
s ich auf das Budgetdef iz i t nicht unmit telbar aus, wei l 
d iese Einnahmen zweckgebunden sind und sowohl 
der Famil ienlastenausgleich als auch die Arbei ts­
losenversicherung innerhalb des Budgets eigene 
Verrechnungskreise bi lden. Etwaige Mehreinnahmen 
verr ingern das Bruttodefizi t nicht, sondern beeinf lus­
sen nur den in landwirksamen Saldo. 

Die steuerähnl ichen Einnahmen sind mit 14 44 Mrd S 
präl iminiert. ihr Antei l an den Gesamteinnahmen hat 
steigende Tendenz (1973: 11 3 % gegen 1 0 8 % 1972) 
Obgle ich der Ansatz um 1 8 2 % höher l iegt als im 
Bundesvoranschlag 1972, dürf ten die Einnahmen 
real ist isch geschätzt worden sein,. Im Famil ienlasten-
ausgieichsfonds, auf den der Großteil der steuer­
ähnl ichen Einnahmen entfällt (11 07 Mrd S), w i rd für 
1972 mit Mehreinnahmen von 900 Mill. S gerechnet. 
Die effektive Steigerungsrate beträgt damit 10%, 
die auf Grund der für 1973 prognost izierten Erhö­
hung der Lohn- und Gehaltssumme von 1 2 % leicht 
erreicht werden dürften Auch die übr igen steuer­
ähnl ichen Einnahmen werden voraussicht l ich die 
präl iminierte Höhe erreichen 

Die Transfereinnahmen werden auf Grund des neuen 
Finanzausgleiches ger inger sein ais 1972 (1 88 Mrd S 
gegen 2 50 Mrd . S 1972) Die Länder haben keine 
Beiträge zur Lehrerbesoldung mehr zu le isten, die 
Gemeinden müssen nicht mehr zum Polizei aufwand 
bei t ragen, und die Pensionsbeiträge der Landesleh­
rer fl ießen nicht mehr dem Bund zu. Der Einnah­
menausfal l von etwas mehr als 1 Mrd, S erhöht je­
doch mit Ausnahme des Wegfal les des Polizei­
kostenbeitrages (1972: 130 Mil l S) das Budgetdefizit 
nicht, wei l entsprechende Ausgabenminderungen 
(Pensionsaufwand der Landeslehrer wird net to ver­
rechnet) oder zusätzl iche Steuereinnahmen (höhere 
Ertragsantei le des Bundes an der Umsatzsteuer) ge­
genüberstehen. 

Die „üb r i gen " Einnahmen werden sehr verschieden 
eingeschätzt Während bei den Kostenersätzen und 
den Einnahmen aus dem Münzregal kräft ige Steige­
rungen erwartet werden, stagnieren die Einnahmen 
aus Besitz und Unternehmung. Die höheren Einnah­
men in der Vermögensgebarung (2 24 Mrd S gegen 
157 Mrd S 1972) s ind vor allem auf höhere Rück­
lagenauf lösungen zurückzuführen (1 62 Mrd, S ge­
gen 1 0 4 Mrd, S 1972), wobei jedoch zu berücksich­
t igen ist, daß 1972 die präüminier ten Rücklagenauf­
lösungen um 200 bis 300 Mil l S überschr i t ten wer­
den. 

Die Bundesbetr iebe erwarten für 1973 Einnahmen 
von 2484 Mrd. S, um 6 % mehr als im Bundesvor­
anschlag 1972.. Die ger ingere Steigerung ist te i lweise 
darauf zurückzuführen, daß die Mehrwertsteuer im 
Gegensatz zur bisher igen Umsatzsteuer und de r Be­
förderungsteuer nicht mehr in den Einnahmen ent­
halten ist Scheidet man aus den Einnahmen 1972 
diese Steuern aus (rund 500 Mill S), so beträgt der 
präl iminierte Zuwachs für 1973 e twas mehr a ls 8%. 

Die Leistungseinnahmen, auf die der überwiegende 
Teil der Betr iebseinnahmen entfällt, entwickeln sich 
in den einzelnen Betr ieben sehr unterschiedl ich.. Die 
Bundesbahnen rechnen mit g le ichble ibenden Lei-

Obersicht 12 
Einnahmen der Bundesbetriebe 

1971 
Erfolg 

1972 
BVA 

Mill S 

1973 
BVA 

Veränd«" 
rung 

1973 gegen 
1 9 7 2 in % 

Leistungseinnahmen 1 9 264 20 690 21 885 5 8 
davon Bahn 8..4H 9 288 9 300 0 t 

Post . 8.364 8 943 9 671 10 4 

Laufende Transfers . , 1.545 1 582 1.701 7 5 
Von privaten Haushallen 893 906 1 023 12 9 

öffentlichen Haushalten 652 676 678 03 

Sonstige laufende Einnahmen 1 012 1 101 1 173 6 5 

Einnahmen aus Vermögensge­
barung . . . . . . . 118 77 80 3 9 

Gesamteinnahmen der Bundes­
betriebe 21 939 23 450 24 839 5 9 

Aktivierte Eigenteistungen 725 7 3 3 936 27 7 
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stungseinnahmen, da der voraussicht l iche Rückgang 
der Güterverkehrseinnahmen durch die steigenden 
Personenverkehrseinnahmen nur knapp kompensiert 
werden wird, Die Annahme sinkender Güterverkehrs­
einnahmen beruht einerseits auf der Einführung der 
Mehrwertsteuer {Entlastung der Tari fe von kumula­
t iver Umsatzsteuer und Ausscheiden der Beförde­
rungsteuer), andererseits auf dem Stagnieren des 
Frachtaufkommens im Jahre 1973, Die Post erwartet 
eine Steigerung ihrer Leistungseinnahmen um 1 0 5 % 
Diese Schätzung ist real ist isch, wei l die für 1972 ge­
schätzten Einnahmen überschri t ten werden dürften, 
Um einen vol lständigen Überbl ick über die von den 

Betr ieben erbrachten Leistungen zu erhal ten, müssen 
noch die im Budget nicht enthaltenen akt iv ierten 
Eigenleistungen gerechnet werden, Für 1973 w i rd 
mit akt iv ierten Eigenleistungen in der Höhe von 
936 Mi l l . S gerechnet (1972: 733 Mil l . S) ; davon ent­
fal len 456 Mill, S auf die Post und 360 Mil l . S auf d ie 
Bundesbahnen, Unter den übrigen Einnahmen der 
Betr iebe stagnieren die Transfers von öffent l ichen 
Haushalten, wei l es sich dabei zum Tei l um größen­
mäßig f ix ierte Beträge handelt (Abgeltung von Sub ­
ventionstari fen an die ÖBB),, 

Gerhard Lehner 
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